
„SOLARPARK LEIDINGEN“  
IN DER GEMEINDE WALLERFANGEN, 

ORTSTEIL LEIDINGEN 
 

BEKANNTMACHUNG DER ÄNDERUNG DES GELTUNGSBEREICHES UND DER 
VERÖFFENTLICHUNG IM INTERNET SOWIE DER AUSLEGUNG  

ZUR BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT 
 

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 29.02.2024 die Änderung des Geltungsbereiches und die 
öffentliche Auslegung der Teiländerung des Flächennutzungsplanes im Bereich des Bebauungsplanes 
„Solarpark Leidingen“ beschlossen. 
 
Gegenstand der vorliegenden Teiländerung des Flächennutzungsplanes ist die Darstellung einer 
Sonderbaufläche für Photovoltaik, um die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaik-Anlage planerisch 
vorzubereiten. Aktuell stellt der Flächennutzungsplan den Geltungsbereich als Fläche für die 
Landwirtschaft dar. Nachrichtlich ist eine Umgrenzung eines geplanten Landschaftsschutzgebietes 
dargestellt.  
 
Auf Grundlage der im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen und der 
fortgeschrittenen Detailplanung wurde der Belegungsplan optimiert. Hierdurch reduziert sich der ur-
sprüngliche Geltungsbereich von ca. 23,0 ha auf ca. 20,8 ha. Der ursprüngliche Geltungsbereich wird 
ersetzt. 
 
Grund für die Anpassung des Geltungsbereiches ist, dass in „Vorranggebieten für Landwirtschaft“ 
gem. Landesentwicklungsplan die Errichtung von Photovoltaikanlagen unzulässig ist. 
 
Die Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der Teiländerung umfasst den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes „Solarpark Leidingen“. Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches der Teilände-
rung des Flächennutzungsplanes sind dem beigefügten Lageplan zu entnehmen. Er umfasst eine 
Fläche von ca. 20,8 ha. 
 
Grund für die Anpassung des Geltungsbereiches ist, dass in „Vorranggebieten für Landwirtschaft“ 
gem. Landesentwicklungsplan die Errichtung von Photovoltaikanlagen unzulässig ist. 
 
Gegenüber der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB gibt es folgende wesentliche Ände-
rung: 
 
 Reduzierung des Geltungsbereiches von ca. 23,0 ha auf ca. 20,8 ha 
 der Umweltbericht wurde fertiggestellt 
 
Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB, in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), unter Berücksichtigung der aktuell gültigen Änderungen, wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht, dass der Entwurf der Teiländerung des Flächennutzungsplanes, mit zugehöriger Begründung, 
dem Umweltbericht und den unten genannten umweltbezogenen Informationen in der Zeit vom 
08.03.2024 bis einschließlich 08.04.2024 auf der Internetseite der Gemeinde Wallerfangen unter 
dem folgenden Pfad: veröffentlicht und zur Ansicht und zum Herunterladen bereitgehalten werden. 
Der Inhalt der Bekanntmachung ist ebenfalls eingestellt.  
https://www.wallerfangen.de/rathaus/amtl-bekanntmachungen/ 
 
Die oben genannten Unterlagen können während des oben genannten Zeitraums zusätzlich im Rat-
haus der Gemeinde Wallerfangen, Villeroystraße 3 (Interimsgebäude), 66798 Wallerfangen, während 
der folgenden allgemeinen Dienststunden eingesehen werden:  
 
Mo-Fr 08:00 – 12:00 Uhr 
Di 13:30 – 15:30 Uhr 
Do 13:30 – 17:00 Uhr 
 
Um eine vorherige telefonische Terminvereinbarung unter 06831-6809-0 bzw. 06831-6809-37 wird 
gebeten. 



Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB und die nach § 3 Abs. 2 
Satz 1 BauGB auszulegenden Unterlagen sind zusätzlich über das zentrale Internetportal des Landes 
(https://www.uvp-verbund.de/kartendienste) elektronisch abrufbar. 
 
Folgende Dokumente mit umweltbezogenen Informationen sind verfügbar: 
 
Dokument Informationen und betroffene Themen 
Umweltbericht (der nach Maßgabe der 
Anlage 1 zum BauGB u.a. nach den 
Umweltschutzgütern i.S. des § 1 Abs. 6 
Nr. 7 BauGB gegliedert ist) 

Erläuterungsbericht mit Abhandlung der Schutzgüter, 
artenschutzrechtlicher Prüfung und abschließender Ein-
griffs-Ausgleichs-Bilanzierung. 
 
Schutzgut Mensch:  
Umweltauswirkungen geringer Erheblichkeit, keine zu-
sätzlichen Verkehrsbelastungen oder Emissionen, kein 
Unfall oder Katastrophenrisiko, keine nachteilige Beein-
trächtigung durch Blendwirkungen, keine negativen 
Auswirkungen auf die Naherholung 
 
Schutzgut Arten und Biotope:  
Umweltauswirkungen geringer Erheblichkeit. Es werden 
Flächen beansprucht, die unter ökologischen Gesichts-
punkten eher geringwertig einzuordnen sind. Seltene 
oder geschützte Arten und Lebensräume sind nicht be-
troffen. Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände kön-
nen mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen wer-
den. Von allen betroffenen Biotoptypen bleiben in der 
Umgebung des Eingriffsraumes ausreichend Ausweich-
flächen für die Fauna vorhanden. Ein Ausgleich i.S.d. 
Eingriffsregelung ist nicht erforderlich, da die Umwid-
mung in Grünland mit einer bilanziellen Aufwertung ver-
bunden ist. Es sind keine nach § 30 BNatSchG ge-
schützte Biotope oder Lebensräume nach Anhang 1 der 
FFH-Richtlinie betroffen. 
 
Schutzgut Boden:  
Umweltauswirkungen geringer Erheblichkeit. Es besteht 
eine Vorbelastung durch Intensivackerbewirtschaftung. 
Das Ertragspotential landwirtschaftlich genutzter Böden 
wird als gering bis mittel eingestuft. Im Zuge des Vorha-
bens kommt es - auf die Gesamtfläche bezogen - fak-
tisch nur zu einer geringfügigen Versiegelung des Bo-
dens. Durch die Aufgabe der Ackerbewirtschaftung 
kommt es zu deutlichen Verbesserungen der Bodenfunk-
tionen. Bodenerosion kann durch eine dauerhafte Be-
grünung der Fläche weitgehend reduziert bzw. vermie-
den werden. 
 
Schutzgut Wasser: 
Umweltauswirkungen geringer Erheblichkeit. Beim Gel-
tungsbereich handelt es sich um kein Trinkwasser-
schutzgebiet oder Trinkwassergewinnungsgebiet. Ober-
flächengewässer sind von der Maßnahme nicht betrof-
fen. Schmutzwasser fällt innerhalb des Plangebietes 
nicht an. Eine Reduzierung der Grundwasserneubildung 
und damit eine quantitative Veränderung des Grundwas-
sers sind nicht zu erwarten 
 
Schutzgut Klima: 
Umweltauswirkungen geringer Erheblichkeit. Es sind 
keine ausgewiesenen Kaltluftentstehungsgebiete oder 
Abflussbahnen betroffen. Es erfolgt keine geländeklima-



tische Belastung und keine Änderung der lufthygieni-
schen Situation. 
 
Schutzgut Landschaftsbild: 
Umweltauswirkungen mittlerer Erheblichkeit. Rodungen 
sind nicht erforderlich. Durch Baumhecken ist die Fläche 
von der Landesstraße und vom Siedlungsbereich von 
Leidingen nur eingeschränkt sichtbar. 
 
Schutzgut Kultur und Sachgüter: 
Im Geltungsbereich des B-Plans liegen keine Kultur- und 
Sachgüter. Gem. Landesdenkmalamt befinden sich zwei 
Fundmeldungen im Umfeld, die sich in das Plangebiet 
erstrecken könnten. Das Plangebiet wird deshalb als 
Verdachtsfläche angesehen. 
 

2 Stellungnahmen von Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
sowie Privaten mit Umweltbezug 

LUA: Hinweis auf die artenschutzrechtliche Prüfung mit 
besonderer Betrachtung der Feldlerche. 
Gewährleistung einer ökologischen Baubetreuung. 
Empfehlung für den Mindestabstand der Module. Durch-
lässigkeit der Zaunanlage. 
Auswirkungen auf die Bodenfunktion. 
Abschließende Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung. 
Intensive Betrachtung des Schutzgutes Boden darüber 
hinaus keine weiteren Anforderungen an Umfang und 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung  
 
Landesdenkmalamt: Im Umfeld des Plangebietes zwei 
Fundmeldungen, die sich in das Plangebiet erstrecken 
könnten. Das Plangebiet wird als Verdachtsfläche ange-
sehen, weshalb alle Erdarbeiten genehmigungspflichtig 
sind. 
 

 
Während der zuvor genannten Frist können von jedermann Stellungnahmen elektronisch per Mail an 
die E-Mail-Adresse info@wallerfangen.de, bei Bedarf auch schriftlich oder zur Niederschrift vorge-
bracht werden. Nicht fristgerecht vorgebrachte Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung 
über die Teiländerung des Flächennutzungsplans unberücksichtigt bleiben, sofern die Kommune de-
ren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 
Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 des UmwRG 
gemäß § 7 Abs. 3 S. 1 des UmwRG mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen 
der Veröffentlichungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen 
können. 
 
 
 
Wallerfangen, den 07.03.2024 
Der Bürgermeister 
Horst Trenz 
 
 
 
 
 



 

 

 


